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Vorlage der Oberösterreichischen Landesregierung'
betreffend das Landesgesetz, mit 'dem das O.Ö. Gemeinde-Unfallfürsorgegesetz

geändert wird (O.Ö.Gemeinde-Unfallfürsorgegesetz-Novelle 1991)

IVerfassungsdienst: Verf-1-136001113-19911

A. Allgemeines

1. Anlaß und Inhalt dieses Landesgesetzes:

Durch das O.Ö. Gemeinde-Unfallfürsorgegesetz,
LGBI. Nr. 36/1969, wurde für die in einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis zu den Gemeinden (Ge-
meindeverbänden) einschließlich der Städte mit eige-
nem Statut stehenden Bediensteten des Dienst- und
des Ruhestandes (Beamte) sowie für die Bürgermei-
ster und die übrigen Mitglieder der Gemeindevertre-
tungen (Funktionäre) - also für den vom Be'amten-
Kranken- und Unfallversicherungsgesetz (B-KUVG),
BGBI. Nr. 200/1967, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBI. Nr. 741/1990, erfaßten und in bezug
zur Gemeinde stehenden Personen kreis - eine eige-
ne Unfallfürsorge durch Landesgesetz geschaffen;
dadurch wurde dieser Personenkreis von der durch
die Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter
in Wien geführten Unfallversicherung nach dem
B-KUVG ausgenommen. Hiebei wurde weitgehend
auf die für die Beamten des Bundes getroffenen ein-
schlägigen Regelungen des B-KUVG in der Fassung
der 1. und 2. Novelle zum B-KUVG, BGBI. Nr.
284/1968 und BGBI. Nr. 24/1969, Bedacht ge-
nommen.

Mit der O.Ö. Gemeinde-Unfallfürsorgegesetz-Novelle
1984, LGBI. Nr. 26, wurde den im Bundesbereich
erfolgten Änderungen des Beamten-Kranken- und
Unfallversicherungsgesetzes (B-KUVG), BGBI. Nr.
200/1967, durch die Bundesgesetze BGBI. Nr.
388/1970 (3. Novelle zum B-KUVG), BGBI. Nr.
35/1973 (4. Novelle zum B-KUVG), BGBI. Nr.
780/1974 (5. Novelle zum B-KUVG), BGBI. Nr.
707/1976 (6. Novelle zum B-KUVG), BGBI. Nr.
685/1978 (7. Novelle zum B-KUVG), BGBI. Nr.
534/1979 (8. Novelle zum B-KUVG), BGBI. Nr.
589/1980 (9. Novelle zum B-KUVG), BGBI. Nr.
285/1981 (10. Novelle zum B-KUVG), BGBI. Nr.
592/1981 (11. Novelle zum B-KUVG), BGBI. Nr.
78/1983 (12. Novelle zum B-KUVG) und BGBI. Nr.
593/1983 (13. Novelle zum B-KUVG) - die gemäß § 1
Abs. 1 Z. 1 B-KUVG auch auf die in einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis zum Land Oberösterreich
stehenden Dienstnehmer unmittelbar anzuwenden
sind - im Interesse einer Gleichbehandlung der o.ö.
Gemeindebediensteten mit den o.Ö. Landesbedien-
steten Rechnung getragen.

Rechtliche Weiterentwicklungen, insbesondere des
Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes
(19. und 20. B-KUVG-Novelle), lassen nunmehr eine
Anpassung des O.Ö. Gemeinde-Unfallfürsorgegeset-
zes geboten erscheinen.

Im wesentlichen beinhaltet daher dieser Gesetzent-
wurf die Neudefinition des Begriffes "Angehöriger"
hinsichtlich früherer Ehegatten sowie eine Erhöhung
der Bemessungsgrundlage für Leistungen anFun~tio-
näre oder deren Hinterbliebene.

Durch den vorliegenden Landesgesetzentwurf soll die
im § 12 Abs. 3 normierte Bemessungsgrimdlage für
Leistungen an Funktionäre oder deren Hinterbliebene
von S 2.600,- (wertgesichert) auf S9.000;,-angeho-
ben werden. In diesem Zusammenhang wird darauf
hingewiesen, daß diese Bem~ssungsgnindlagEl. ur-
sprünglich im Stammgesetz LGBI. 36/196g S2.400,-
betragen hat. Durch die O.Ö. Gemefnde-Unfaflfürsor-
gegesetz-Novelle 1984, LGBI. Nr. 26, erfolgte jedoch
in Übereinstimmung mit § 93 Abs. 3 B-KUVG L d. F.
der 3. Novelle, BGBI. Nr. 388/1970, nur eine Anhe-
bung auf S 2.600,-, obwohl zu diesem zeitpunkt
unter Berücksichtigung der seit dem Jahre 1969
(= Inkrafttreten des Stammgesetzes) eingetretenen
Valorisierungen im Jahre 1984 bereits eine Anhebung
auf S 6.311,- möglich gewesen wäre. Da die diesbe-
zügliche Regelung des O.Ö. Gemeinde-Unfallfürsor-
gegesetzes dem B-KUVG mindestens gleichwertig
sein sollte, müßte die Bemessungsgrundlage - rück-
wirkend auf das Jahr 1987 wegen eines anhängigen
Rentenfalles - entsprechend erhöht werden.

2. Kostenschätzung:

Durch den Vollzug des Art. I Z. 2 der gegenständli-
chen Gesetzesnovelle wird sich wegen des derzeit
einzigen anhängigen Rentenfalles in Hinkunft ein jähr-
licher finanzieller Mehraufwand von ca. S 15.500,-
brutto ergeben. Die vorgesehene Rückwirkung dieses
Landesgesetzes auf 1. Jänner 1987 bedingf~ eine
Nachzahlung von ca. S 68.000,- in dem angeführten
Fall.

Bemerkt wird, daß die im vorliegenden Entwurf vorge-
schlagene Erhöhung der Bemessungsgrundlage laut
Mitteilung des Unfallfürsorgefonds der o.ö. Gemein-
den keine finanziellen Auswirkungen auf die Beitrags-
leistung der Gemeinden an diesen Fonds haben wird.
Die Landesfinanzen werden durch diesen Gesetzent-
wurf nicht berührt.

B. Im einzelnen

Zu Art. I Z. 1 (§ 6 Abs. 4):

Nach § 6 Abs. 4 des O.Ö. Gemeinde-Unfallfürsorge-
gesetzes, LGBI. Nr. 36/1969, in der Fassung der
O.Ö. Gemeinde-Unfallfürsorgegesetz-Novelle 1984,
LGBI. Nr. 26, gilt die schuldlos geschiedene Ehegattin
(der schuldlos geschiedene Ehegatte) als Angehörige
(Angehöriger), sofern nicht nach diesem Landes-
gesetz oder seitens einer anderen Unfallfürsorgeein-
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richtung eines öffentlich-rechtlichen Dienstgebers
Unfallfürsorge vorgesehen ist bzw. nach gesetz-
lichen Vorschriften der Unfallversicherung vorgese-
hen sind.

Mit dem Bundesgesetz über Änderungen des Ehegat-
tenerbrechts, des Ehegüterrechts und des Eheschei-
dungsrechts, BGBI. Nr. 280/1978,· wurde das Institut
der einvernehmlichen Scheidung gemäß § 55a Ehe-
gesetz eingeführt. Bei dieser Form der Ehescheidung
wird kein Verschuldensausspruch vorgenommen, die
Ehepartner müssen jedoch eine Vereinbarung über
die gegenseitigen Unterhaltsverpflichtungen treffen.

In den Fällen einer Scheidung nach § 55a Ehegesetz
ist somit eine zweifelsfreie Feststellung der Angehöri-
geneigenschaft nach § 6 Abs. 4 des O.Ö. Gemeinde-
Unfallfürsorgegesetzes nicht möglich.

Es soll daher vorgesehen werden, die Angehörigen-
eigenschaft nicht mehr an den Verschuldensaus-
spruch zu knüpfen, sondern an die Unterhaltsberech-
tigung gegenüber dem früheren Ehegatten. Die Ehe-
scheidung soll dabei der Nichtigerklärung und der
Aufhebung einer Ehe gleichgestellt sein. Die Angehö-
rigeneigenschaft soll nur dann möglich sein, wenn
und solange Unterhalt zu leisten ist; auf das Ausmaß
des dabei zu leistenden Unterhaltes soll dabei nicht
abgestellt werden.

Durch diese Änderung soll § 6 Abs. 4 des O.Ö. Ge-
meinde-Unfallfürsorgegesetzes mit der Scheidungsre-
form des Eherechtsänderungsgesetzes 1978 sowie
mit § 56 Abs. 7 der 20. Novelle zum B-KUVG, BGBI.
Nr. 297/1990, in Einklang gebracht und der unterhalts-
rechtliche Gehalt der Angehörigeneigenschaftsrege-
lung unterstrichen werden.

Zu Art. I Z. 2 (§ 12 Abs. 3):

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll die im
§ 12 Abs. 3 normierte Bemessungsgrundlage für Lei-
stungen an Funktionäre oder deren Hinterbliebene
von S 2.600,- (wertgesichert) über Anregung des
O.Ö. Gemeindebundes auf S 9.000,- angehoben
werden.

In diesem Zusammenhang darf darauf hingewiesen
werden, daß diese Bemessungsgrundlage ursprüng-
lich im Stammgesetz LGBI. Nr. 36/1969 S 2.400,- be-
tragen hat. Durch die O.Ö. Gemeinde-Unfallfürsorge-
!;1esetz-Novelle1984, LGBI. Nr. 26, erfolgte jedoch in
Ubereinstimmung mit § 93 Abs. 3 B-KUVG Ld.F. der
3. Novelle, BGBI. Nr. 388/1970, nur eine Anhebung
auf S 2.600,-, obwohl zu diesem Zeitpunkt unter Be-
rücksichtigung der seit dem Jahre 1969 (= Inkrafttre-
ten des Stammgesetzes) eingetretenen Valorisierun-
gen im Jahre 1984 bereits eine Anhebung auf
8 ..6.311,- möglich gewesen wäre. Da die diesbezüg-
liche Regelung des O.Ö. Gemeinde-Unfallfürsorgege-
setzes dem B-KUVG mindestens gleichwertig sein
sollte, könnte nach h. Ansicht eine Erhöhung der in
Rede stehenden Bemessungsgrundlage - rückwir-
kend auf das Jahr 1987 wegen eines anhängigen Ren-
tenfalles - Platz greifen.

Zu Art. 11 (Inkrafttreten):

Z.1.:

Diese Bestimmung soll in Anlehnung an die
20. B-KUVG-Novelle sowie an den Entwurf eines Lan-
desgesetzes, mit dem das O.Ö.LKUFG geändert wird,
rückwirkend mit 1. Juli 1990 in Kraft gesetzt werden.

Z.2.:

Das rückwirkende Inkrafttreten dieser Bestimmung ist
deshalb erforderlich, um die sehr niedrige Witwenren-
te nach einem Bürgermeister, der im Jahre 1987 bei
einem Dienstunfall ums Leben gekommen ist, auf ein
entsprechendes Niveau anheben zu können.

Die Oberösterreichische Landesregierung bean-
tragt, der Hohe Landtag möge das Landesgesetz, mit
dem das O.Ö. Gemeinde-Unfallfürsorgegesetz geän-
dert wird (O.Ö. Gemeinde-Unfallfürsorgegesetz-No-
velle), wegen Dringlichkeit gemäß § 25 Abs. 5 Land-
tagsgeschäftsordnung ohne Zuweisung an einen Aus-
schuß beschließen.

Linz, am 1. Juli 1991

Für die o.ö. Landesregierung:

Dr. Grünner
Landeshauptman n-Stellvertreter

"
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Landesgesetz

vom 1991,

mit dem das O.Ö. Gemeinde-Unfallfürsorgegesetz geändert wird
(O.Ö.Gemeinde-Unfallfürsorgegesetz-Novelle 1991)

Der o.ö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das O.Ö. Gemeinde-Unfallfürsorgegesetz, LGBI. Nr.
36/1969, in der Fassung der O.Ö.Gemeinde-Unfallfürsor-
gegesetz-Novelle 1984, LGBI. Nr. 26, wird wie folgt ge-
ändert:

1. § 6 Abs. 4 hat zu lauten:

,,(4) Als Angehörige gelten auch frühere Ehegatten,
wenn und solange ihnen der Beamte (Funktionär) als
Folge einer Nichtigerklärung, Aufhebung oder Schei-
dung der Ehe Unterhalt zu leisten hat, sofern nicht
nach diesem Landesgesetz oder seitens einer ande-
ren Unfallfürsorgeeinrichtung eines öffentlich-recht-
lichen Dienstgebers Unfallfürsorge vorgesehen ist
bzw. nach gesetzlichen Vorschriften Leistungen der
Unfallversicherung vorgesehen sind." '

2. Im § 12 Abs. 3 erster Satz ist der Betrag "zweitau-
sendsechshundert Schilling" durch den Betrag
"neuntausend Schilling" zu ersetzen.

Artikel 11

Dieses Landesgesetz tritt nach Maßgabe der folgenden
Bestimmungen in Kraft:

1. Art. I Z. 1 rückwirkend mit 1. Juli 1990;
2. Art. I Z. 2 rückwirkend mit 1. Jänner 1987.


